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THEMA

Die Gewinner und Verlierer  
der Globalisierung
Neben gesamtwirtschaftlichen Vorteilen rücken nun zunehmend die Verlierer der Globalisierung 
in den Fokus ökonomischer Forschung. In unserer Studie zeigen wir, dass die gestiegenen deut-
schen Handelsvolumina eine Ursache für Entlassungen im importorientierten verarbeitenden 
Gewerbe sind. Die Arbeitskräftemobilität in expandierende Exportbranchen ist jedoch sehr gering.

Befragt man zwei Ökonomen zu einem wirtschaftspoliti-
schen Thema, erhält man mindestens drei unterschiedliche 
Antworten. Diese gehässige Binsenweisheit mag zwar für  
einige Themen zutreffen, aber der Freihandel gehörte traditi-
onell nicht dazu. Von wenigen Eremiten abgesehen herrschte 
unter Volkswirten eigentlich immer Konsens, dass der Abbau 
von Handelshemmnissen und die zunehmende internationale 
Verflechtung der Wirtschaft – die Globalisierung – unter dem 
Strich zu einem Wohlfahrtsgewinn für alle beteiligten Länder 
führt. Von außen gab es zwar immer schon auch Widerspruch. 
Aber das sehen die allermeisten Ökonomen recht gelassen. 
Entweder wurden die Kritiker als Besitzstandswahrer von Par-
tikularinteressen entlarvt. Oder man hat ihnen genüsslich die 
Inkonsistenz der eigenen Argumentation vor Augen geführt 
(„They haven’t thought their position through“, wie es der  
Nobelpreisträger Paul Krugman einmal ausdrückte).

Mit dieser Einigkeit scheint es nun vorbei zu sein. Der aktu- 
elle (Vor-)Wahlkampf um die US-Präsidentschaft zeigt 
deutlich, wie stark der Freihandel auf der politischen Bühne 
mittlerweile unter Beschuss geraten ist. In einer merkwürdi-
gen Allianz propagieren sowohl der selbsternannte Sozialist 
Bernie Sanders von den Demokraten als auch das republika-
nische enfant terrible Donald Trump, dass die amerikanische 
Wirtschaft vom Handel mit Mexiko und China förmlich über-
rollt und beschädigt wurde. Die massenweise Zustimmung 
von Anhängern aus der unteren Mittelschicht ist dabei we-
niger überraschend als der Umstand, dass sich Sanders und 
Trump mit solchen Aussagen (zumindest auf den ersten Blick) 
auf aktuelle Forschungsergebnisse aus der Außenhandels- 
und Arbeitsmarktökonomik beziehen können. Denn auch hier 
werden die Verlierer der Globalisierung derzeit heiß diskutiert.

Chinas Außenhandel

In einer viel beachteten Studie haben David Autor, David Dorn 
und Gordon Hanson die Auswirkungen des „China-Schocks“ 
auf dem amerikanischen Arbeitsmarkt untersucht. Ihre Bilanz 
ist ernüchternd: Demnach hat der steigende Importdruck seit 
Beginn der 1990er Jahre etwa 1,5 Millionen Vollzeitarbeitsver-
hältnisse im verarbeitenden Gewerbe vernichtet. Dieser Druck 
entstand durch das massive Produktivitätswachstum in den 
chinesischen Sonderwirtschaftszonen und die enorm verbes-
serten Marktzugangsbedingungen, die sich nicht zuletzt durch 
den WTO-Beitritt des Landes im Jahr 2001 ergeben haben. In 
der Folgezeit stieg China von einer weitgehend geschlossenen 
Volkswirtschaft zum Exportweltmeister auf, insbesondere in 
arbeitsintensiven Branchen wie der Textil-, Spielwaren- oder 
Elektroindustrie. Amerikanische Produzenten verloren Welt-
marktanteile und reduzierten ihre Beschäftigung, was auf 
dem amerikanischen Arbeitsmarkt besonders in solchen Re-
gionen negative Spuren hinterließ, die noch stark auf diese 
Sektoren spezialisiert waren.

Nun lässt sich aus diesem Befund keineswegs schlussfolgern, 
dass der Aufstieg Chinas deswegen insgesamt schädlich für 
die USA gewesen ist. Arbeitsmarkteffekte sind zwar eine sehr 
wichtige, aber nicht die einzige Seite der Medaille. So hat der 
erhöhte Wettbewerbsdruck auch zu sinkenden Güterpreisen 
und einer erhöhten Produktvielfalt geführt, was amerikani-
schen Konsumenten zu Gute kommt. Zudem hat mehr Handel 
schon immer zu mehr Wandel geführt. Einige Wirtschafts-
zweige schrumpfen und Arbeitskräfte werden freigesetzt.  
Anderswo entstehen durch Handel aber auch neue und mit-
unter zukunftsträchtigere Jobs. Diese Zusammenhänge sind 
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Sehr geehrte Damen und Herren,

die im letzten Policy Brief beschriebene Erweiterung des DICE 
nimmt Form an. Die erste der beiden neuen Stiftungsprofes-
suren konnte bereits besetzt werden: Mit Professor Paul Heid-
hues (bisher ESMT Berlin) konnte ein äußerst renommierter 
theoretischer Verhaltensökonom gewonnen werden, der das 
DICE ab Oktober 2016 verstärken wird. Ein Interview in diesem 
Policy Brief stellt Ihnen Paul Heidhues vor. 

Auch die zweite neue Stiftungsprofessur ist aktuell aus- 
geschrieben. Zudem schreiten die Baupläne des Architektur-
büros Ingenhoven für die Gebäudeerweiterung voran. Sie ha-
ben es vielleicht nicht sofort bemerkt, aber wie das Gebäude 
in Zukunft mit Erweiterung aussehen wird, können Sie auf der 
Titelseite schon sehen.

Inhaltlich befasst sich dieser Policy Brief mit ganz unter-
schiedlichen Themen, die das Forschungsspektrum des DICE 
repräsentierten. Von Gegenstandsbereichen der Normung 
über die Auswirkungen der Globalisierung auf den deutschen  
Arbeitsmarkt hin zu Wettbewerb bei der Müllentsorgung 
und den Zusammenhang zwischen Fusionen und Innovatio-
nen bietet der vorliegende Policy Brief ein breites Spektrum. 
Daneben finden Sie wie gewohnt Übersichten über aktuelle 
Publikationen.

Ich hoffe, Sie finden auch in dem vorliegenden DICE Policy 
Brief wieder einige interessante Analysen und Neuigkeiten. 
Ich wünsche viel Spaß beim Lesen und verbleibe mit den  
besten Wünschen für den Sommer,

Ihr

Prof. Dr. Justus Haucap
Direktor Düsseldorfer Institut für Wettbewerbsökonomie

Das DICE im Sommer 2016
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THEMA

so etwas wie das kleine Einmaleins der Außenhandelstheorie 
und schon im klassischen Modell von David Ricardo (1772 – 1823) 
beschrieben. Die Ergebnisse von Autor, Dorn und Hanson sollten 
daher nicht als Fundamentalkritik am freien Welthandel verstan-
den werden, worauf auch die Autoren selbst großen Wert legen.

Kurzfristige Anpassungen

Trotzdem legt ihre Forschung den Finger in eine Wunde der 
Volkswirtschaftslehre. Diese hat stets die langfristigen Vor-
teile der Globalisierung betont. Zu den kurzfristigen Anpas-
sungskosten wurde hingegen wenig gesagt oder geforscht. 
Konzeptionell war den Ökonomen zwar bewusst, dass handels- 
induzierter Strukturwandel nicht immer reibungslos abläuft 
und es auch Verlierer geben kann. Aber erst die Forschungs-
arbeiten zum China-Schock konnten zeigen, wie hoch diese 
Kosten in der Realität sind und wie außerordentlich lang die 
„kurze Frist“ dauern kann. Der britische Kolumnist Tim Hart-
ford sieht sie daher als Ausgangspunkt für einen großen Um-
denkprozess innerhalb der Profession.

Arbeitsmarkteffekte in Deutschland

In Deutschland geht es in Diskussionen zum Thema Außen-
handel weniger schrill zu (bei Mobilität von Menschen statt 
Gütern ist das bekanntlich anders – Stichwort AfD und Flücht-
lingskrise). Selten wurde hierzulande die Überflutung mit bil-
ligen Importen als Wurzel allen Übels angesehen, zumindest 
nicht im selben Ausmaß wie derzeit in den USA.

In unserer Studie zeigen wir, dass der deutsche Arbeitsmarkt 
anders auf die Globalisierung reagiert hat als der amerika-
nische. Zum Aufstieg Chinas gesellte sich für Deutschland 
noch die marktwirtschaftliche Transformation Osteuropas 
nach dem Fall des Eisernen Vorhangs hinzu, die sich in mas-
siv gestiegenen deutschen Handelsvolumina widerspiegelt. 
Separat betrachtet hat der Importdruck aus „dem Osten“ 
auch zu Entlassungen in Deutschland geführt. Im Gegensatz 
zu den USA konnten diese Arbeitsplatzverluste aber mehr 
als kompensiert werden, und zwar durch die Beschäftigungs-
expansion von exportorientierten Wirtschaftszweigen, etwa 
der Automobil- oder Maschinenbaubranche. Offenbar hat es 
Deutschland besser verstanden, von den neuen Absatzmärk-
ten zu profitieren und die Exportchancen in Arbeitsplätze 
umzumünzen. Dies spiegelt sich auch in dem viel geringeren 
deutschen Handelsbilanzdefizit gegenüber China wider. Doch 
obwohl der Handelsanstieg unter dem Strich Vollzeitjobs in 
der deutschen Industrie geschaffen hat (nach unseren Schät-
zungen rund 400.000 von 1988 bis 2008), hat es auch bei uns 
Verlierer auf dem Arbeitsmarkt gegeben.

Dies waren die Beschäftigten der stark importkonkurrierenden 
Wirtschaftszweige. Als China seine Weltmarktanteile ausbau-
te, gerieten auch die Löhne in Deutschland in diesen Bran-
chen unter Druck. In einem friktionslosen Arbeitsmarkt würde 
jemand, der gestern noch Spielwaren in Franken hergestellt 
hat, quasi über Nacht zu einem vollwertigen Automobilbauer 
in Oberbayern mutieren und es gäbe kein Problem. Die Rea-
lität schaut aber anders aus. Unsere Daten zeigen deutliche 
Push-Effekte aus den Importbranchen des verarbeitenden Ge-
werbes. Viele haben ihre dortigen Arbeitsplätze verlassen be-
ziehungsweise verlassen müssen, und wir können Handel als 
Ursache hierfür identifizieren. Aber selbst mittelfristig sind 
nur relativ wenige davon in den expandierenden Exportbran-
chen gelandet. Dort stiegen zwar die Löhne. Hiervon profitier-
ten aber in aller Regel Insider, die schon dort gearbeitet haben. 
Es gab jedoch kaum Pull-Effekte bei der Beschäftigung. Viele 
von denen, die durch die Ostimporte ihre Jobs verloren haben, 
fanden sich stattdessen irgendwann im Dienstleistungssek-
tor wieder. Nach dem Wechsel waren sie zwar keiner direkten 
Importkonkurrenz mehr ausgesetzt, denn deutsche Friseure 
konkurrieren nicht mit chinesischen. Aber auch nach zehn 
Jahren standen die industry mover (also zum Beispiel frühere 
Spielwarenhersteller, die nun Supermarktkassierer geworden 
sind) im Durchschnitt mit geringeren Gesamtverdiensten da 
als die stayer, die ihrem Sektor trotz des zunehmenden Im-
portdrucks treu bleiben durften.

Fazit

Eine solche Arbeitsmarktdynamik deutet darauf hin, dass sich 
Beschäftigte schon an die Globalisierung angepasst haben. 
Die sektorale Mobilität war aber oftmals nicht ganz frei- 
willig. Und selbst viele Jahre danach sind die negativen Einflüsse  
der Importschocks noch in einigen Erwerbsbiographien zu  
besichtigen.

Das bedeutet natürlich nicht, dass die Globalisierung des-
wegen insgesamt schlecht für Deutschland ist. Aber auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt haben eben auch nicht alle da-
von profitiert. Diese Verlierer der Globalisierung rücken nun  
stärker ins Blickfeld der ökonomischen Forschung, nicht nur 
in den USA. __ Prof. Dr. Jens Südekum

Wolfgang Dauth, Sebastian Findeisen & Jens Südekum (2016),  
Adjusting to Globalization – Evidence from Worker-Establishment 
Matches in Germany, DICE Discussion Paper 205. Die Studie ist  
abrufbar unter: https://ideas.repec.org/p/zbw/dicedp/205.html. 
Eine gekürzte Fassung des Textes ist erschienen in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung, 18. April 2016, S. 18.

DICE Publikation

INTERVIEW

Ab dem 1. Oktober 2016 wird Professor Paul Heidhues, Ph.D. das DICE verstärken und eine 
der beiden neu geschaffenen Stiftungsprofessuren im Bereich Wettbewerbs- und Verhal-
tensökonomie einnehmen. Heidhues kommt von der European School of Management and 
Technology (ESMT), wo er seit 2010 den Lufthansa Chair in Competition and Regulation 
innehat. Von 2005 bis 2010 war Paul Heidhues Professor für Wirtschaftstheorie an der Uni-
versität Bonn, nachdem er 2005 an der Humboldt-Universität in Berlin habilitiert worden ist. 
Seinen PhD in Economics hat Heidhues an der Rice University in Houston, Texas, erworben. 
Er ist ein international führender Experte für verhaltensökonomische Theorie und deren 
Anwendung auf Finanz- und Produktmärkte.

DPB:   Warum sind Sie Ökonom geworden und warum 
Hochschullehrer?

PH:   Ich bin in den 1980er Jahren zur Schule gegangen. Da-
mals gab es große Debatten über Waldsterben, die Grenzen 
des Wachstums und Umweltverschmutzung. In der Schule 
haben wir zudem – normalerweise sehr oberflächlich – über 
Armut und Entwicklungsprobleme diskutiert. Gleichzeitig 
hatte ich einen Onkel, der zunächst bei der Weltbank ge-
arbeitet hat und später eine Professur für Agrarökonomie 
mit Schwerpunkt Entwicklungsökonomie annahm. Mein 
Onkel konnte zu allen diesen Themen fundierte Aussagen 
machen. Ganz im Gegensatz zu Argumenten, die ich aus der 
Zeitung und der Schule kannte, hat mein Onkel die Anreiz-
probleme und Schwierigkeiten von einfachen Politikmaß-
nahmen nicht ausgeblendet. Das hat mich beeindruckt und 
deshalb wollte ich sehr früh Ökonomie studieren.

 
DPB:   Was hat Sie – abgesehen vom guten Angebot – 

bewogen ans DICE zu kommen?

PH:   Das DICE hat in den letzten Jahren schon einiges er-
reicht und die Fakultät insbesondere ein klares Profil im 
Bereich Wettbewerb gebildet. Da gibt es für mich in der 
Forschung viele Anknüpfungspunkte. Ich glaube auch mit 
meinen verhaltensökonomischen Arbeiten in diesem Be-
reich den Studierenden eine – hoffentlich interessante – 

komplementäre Perspektive auf wettbewerbsökonomische 
Fragen bieten zu können.

 
DPB:   Womit beschäftigen Sie sich in Ihrer aktuellen 

Forschung?

PH:   Ich frage mich, wie unsere Sicht auf die Funktions-
weise von Märkten durch verhaltensökonomische Erkennt-
nisse verändert wird. Aktuell beschäftige ich mich unter 
anderem damit, wie wir über den Schutz der Privatsphäre 
nachdenken sollten, wenn Unternehmen die vielfältigen 
Konsumentendaten auch dazu nutzen, mehr über die  
Fehleranfälligkeit von Konsumenten zu lernen.

 
DPB:   Welche Empfehlungen für die Wirtschaftspolitik 

würden Sie aus Ihrer Forschung ableiten?

PH:   Mittelfristig hoffe ich, dass wir einige Erkenntnisse 
für sinnvolle Regeln im Bereich des Verbraucherschutzes 
gewinnen können. Welche Regeln sind sinnvoll und wel-
che eher kontraproduktiv? So scheint zum Bespiel der 
Verbraucherschutz im Finanzbereich noch viel Raum zu 
lassen, Kleinanleger zu für sie schlechten Investitionsent-
scheidungen zu verleiten. Eine offene Frage ist, welche der 
vielen neuen Maßnahmen in Deutschland oder den USA 
den Verbrauchern letztendlich wirklich helfen. 

„Es sollte uns als Wissenschaftler 
zuerst um die Erkenntnis gehen.“
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Prüfschema für Normen sozial 
verantwortlichen Handelns
Die Aktivitäten von Normungsgremien beziehen sich längst nicht mehr allein auf rein technische 
Bereiche. Auch für Managementpraktiken und sozial verantwortliches Handeln gibt es inzwischen 
kodifizierte Normen. Diese Entwicklung ist in Normungskreisen allerdings nicht unumstritten, zum 
einen weil einige Normungsvorhaben in diesem Bereich gescheitert sind (etwa bzgl. Halal-konfor-
mer Schlachtungen) oder aber weil die Normen Gefahr laufen, zum Greenwashing zu verkommen 
(wie z.B. der ISO 26000 „Leitfaden zur gesellschaftlichen Verantwortung“). In einer Studie haben 
wir ein Prüfschema für die Normungsarbeit im Bereich sozial verantwortlichen Handelns entwickelt, 
das helfen soll zu identifizieren, welche Vorschläge in effektive, marktrelevante Normen überführt 
werden können bzw. welche zu verwerfen sind. 

Von technischen zu sozialen Normen

Während traditionell Normungen technikorientiert und vor-
nehmlich im verarbeitenden Gewerbe vorzufinden waren, ist 
die moderne Normung durch Managementnormen und soziale 
Normen gekennzeichnet. Managementnormen wie ISO 9000 
und ISO 14000 sind Normenreihen für Qualitäts- bzw. Umwelt- 
management und gehören mittlerweile zu den bekanntesten 
und am meisten implementierten Normen weltweit.

Corporate Social Responsibility (CSR) wird als ein Konzept 
verstanden, das Unternehmen als Grundlage dient, auf frei-
williger Basis soziale und ökologische Belange in ihre Unter-
nehmenstätigkeit und in die Wechselbeziehungen mit den 
Stakeholdern zu integrieren. Seit Ende 2010 existiert mit DIN 
ISO 26000 „Guidance on Social Responsibility“ ein interna-
tionaler Leitfaden zur gesellschaftlichen Verantwortung von 
Organisationen. 
 

Ökonomie der Normung

Der ökonomische Wert von Normen lässt sich am besten auf 
der Grundlage der Institutionenökonomie ableiten. Danach 
werden Transaktionen durch drei grundlegende Faktoren  
behindert oder sogar unterbunden: 1) Transaktionskosten, 
2) Unsicherheit (unvollständige Information) und 3) einge-
schränkte Rationalität.

Technische und soziale Normen können diese Transaktions-
hindernisse überwinden helfen. Wenn sie das erfolgreich tun, 
dann steigern sie die Effizienz einer Ökonomie („economizing 
on transaction costs“). Sie werden dann zu öffentlichen Gü-
tern, die nicht durch den Staat, sondern durch private, kollek-
tive Handlungen geschaffen und durchgesetzt werden.

Durch die Festlegung von Referenznormen werden Ver-
handlungskosten eingespart und Kosten des Koordinati-
onsversagens vermieden. Andere Normen fungieren als 
Qualitätsstandards, die Transaktionskosten verringern, weil 
sie Unsicherheit und asymmetrische Information zwischen 
Akteuren reduzieren. Kompatibilitätsnormen garantieren 
das reibungslose Zusammenspiel von Teilkomponenten in 
Produktsystemen.

Die Einhaltung von Normen erfolgt oft durch spezialisierte 
Zertifizierer (wie etwa den TÜV). Soziale und technische Nor-
men können aber auch in Abwesenheit einer Zertifizierung 
zur Selbstdurchsetzung von Leistungsversprechen beitragen, 
wenn dadurch Reputation und Vertrauen geschaffen wird.

Im dynamischen Kontext sind Normen „Träger der Geschichte“ 
und speichern den „Stand der Technik“, wobei die Anpas-
sungseffizienz von Regelwerken für die Effektivität von Nor-
men wichtig ist. Normen sollten so ausgestaltet sein, dass 
sie Weiterentwicklungen bzw. Innovationen auf dezentraler 
Ebene fördern.

INTERVIEW

DPB:   Kann die Verhaltensökonomie jedwede Markt- 
regulierung rechtfertigen? Ist sie der intellektuelle  
Wegbereiter für einen neuen Interventionismus und 
Etatismus?

PH:   Die zweite Frage scheint zu unterstellen, dass wir 
in der Forschung von den potenziellen Politikempfeh-
lungen, die man daraus ableiten kann, getrieben werden 
sollten. Das halte ich für unbedeutend. Es sollte uns als 
Wissenschaftler zuerst um die Erkenntnis gehen. Aber 
auch inhaltlich glaube ich nicht, dass es darum geht, 
wie stark die Märkte reguliert werden, sondern darum, 
wie sie sinnvoll reguliert werden können. Es gibt – von 
Ökonomen vielfach unbeachtet – schon jetzt sehr vie-
le Regelungen zum Schutz der Verbraucher. Wie diese 
sich auf Marktergebnisse auswirken, ob Unternehmen 
sie umgehen können und welche Regeln den Verbrau-
chern mehr schaden als nutzen, sind wichtige, aber 
auch schwierige Forschungsfragen. Dazu brauchen wir 
mehr Erkenntnisse über das Entscheidungsverhalten 
der Verbraucher und darüber, wann Wettbewerb an sich 
die Verbraucher schützt und wann Wettbewerb „Fehl-
entscheidungen“ der Verbraucher befördert. Diese Fra-
gen sind sowohl empirisch als auch theoretisch noch 
nicht hinreichend erforscht, auch wenn es in letzter Zeit 
zahlreiche spannende Arbeiten in diesem Bereich gab.

DPB:   Wo sehen Sie die größten Herausforderungen 
für die Ökonomie als Wissenschaft?

PH:   Bessere Prognosen über Auswirkungen von Verän-
derungen (z. B von Politikmaßnahmen) treffen zu kön-
nen. Dazu brauchen wir beherrschbare (also einfache) 
Modelle, die mit Hilfe von empirischen Verfahren in der 
Lage sind, gute Vorhersagen zu treffen.

Wettbewerb und Regulierung 
im Eisenbahnsektor
 
In Kooperation mit der Deutschen Bahn AG und der European 
School of Management and Technology (ESMT) veranstaltete 
das DICE am 27. Januar 2016 erneut das Symposium „Wett-
bewerb & Regulierung im Eisenbahnsektor“ in Berlin. Rund 
250 Experten aus Wissenschaft, Politik und Wirtschaft sowie 
der Wettbewerbsbehörden beleuchteten Fragestellungen von 
praktischer und wissenschaftlicher Bedeutung. Dabei standen 
die Herausforderungen im Güter- und Personenverkehr ebenso 
im Fokus wie die Perspektiven der Digitalisierung und dem da-
mit verbundenen Datenschutz. Prof. Dr. Justus Haucap führte 
durch die Veranstaltung und übernahm zusammen mit Prof. 
Paul Heidhues, Ph.D. (ESMT, ab Oktober DICE) die Moderation.
In einem ersten Themenblock wurden zunächst die politi-
schen und regulatorischen Entwicklungen der Branche von 
verschiedenen Positionen betrachtet. Nach der Begrüßung 
durch den Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bahn AG, 
Dr. Rüdiger Grube, und Prof. Dr. Justus Haucap berichtete 
der parlamentarische Staatssekretär Enak Ferlemann (Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur) über 
die aktuelle Fassung des Bundesverkehrswegeplans 2030 
und bewertete die letzten Änderungen des Regionalisie-
rungsgesetzes aus Perspektive des Bundes. Ronald Pofalla,  
Vorstand Wirtschaft, Recht und Regulierung der Deutschen 
Bahn AG, referierte über die verkehrs- und ordnungspolitischen 
Handlungsfelder aus Sicht der Deutschen Bahn AG und die 
Bedeutung eines europäischen Ansatzes bei der Regulierung.  
Dr. Wilhelm Eschweiler, Vizepräsident der Bundesnetzagen-
tur, erläuterte die regulatorischen Herausforderungen bei der 
Umsetzung der EU-Richtlinie zur Schaffung eines einheitli-
chen europäischen Eisenbahnraums und diskutierte aktuelle 
Aspekte in der Regulierungspraxis in Deutschland mit dem 
internationalen Auditorium. Weitere Referenten: Henk Don 
(Independent Regulators’ Group Rail), Yves Tyrode (Société 
Nationale des Chemins de fer Français – SNCF), Prof. Dr. Martin 
Peitz (Universität Mannheim), Prof. Dr. Jürgen Kühling (Uni-
versität Regensburg) und Michael Brehm (Mitgründer von 
studiVZ, Rebate Networks GmbH), Berthold Huber (Deutsche 
Bahn). __ Johannes Odenkirchen

SYMPOSIUM DEUTSCHE BAHN

Prof. Paul Heidhues, Foto: privat

Foto: Deutsche Bahn AG.
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Moritz Hottenrott, Susanne Thorwarth & Christian Wey (2016),  
Gegenstandsbereiche der Normung, Ein Gutachten im Auftrag des 
Deutschen Fördervereins zur Stärkung der Forschung zur Normung 
und Standardisierung e. V. (FNS), DICE Ordnungspolitische Perspek-
tiven Nr. 83, abrufbar unter: https://ideas.repec.org/p/zbw/dice-
op/83.html.

Christian Wey, Susanne Thorwarth & Moritz Hottenrott (2016), Prüf- 
schema für soziale Normen, DIN Mitteilungen: Zeitschrift für deutsche, 
europäische und internationale Normung, 3/2016, S. 11 – 14.

DICE PublikationStufe 5 (Prüfung der Verifizierbarkeit):
Es wird die Implementierung und Durchsetzbarkeit geprüft. 
Voraussetzung hierfür ist die Frage, ob die Verifizierbarkeit 
der zu implementierenden Norm gegeben ist. So ist für die  
Signalwirkung einer Norm gerade im sozialen und gesell-
schaftspolitischen Bereich wichtig, dass diese glaubwürdig ist 
und Trittbrettfahrerverhalten ausgeschlossen werden kann. 
Daher sollte – um eine Signalwirkung zu erzeugen – die Um-
setzung der Norm überprüfbar sein. Auch sollte es möglich 
sein, die Norm effektiv einzusetzen.

Wenn sich nach der Abwägung in Stufe 5 eine Implementie-
rung der Norm als realistisch erweist, kann der Normungsan-
trag angenommen und die Normungsarbeit aufgenommen 
werden. Im Rahmen der Normungsarbeit sollten nun in einem 
weiteren Schritt die ökonomischen Auswirkungen und die Ver-
einbarkeit dieser mit allen weiteren Grundsätzen der Normung 
näher analysiert werden. __ Prof. Dr. Christian Wey
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Probleme sozialer Normen

Die wachsende Bedeutung sozialer und gesellschaftlicher Ver-
antwortung hat auch in der Normung Einzug gehalten und 
gerade in der letzten Dekade eine Vielzahl an Normen und 
Standards im Bereich CSR hervorgebracht. Unter CSR wird 
eine Vielzahl von Phänomenen diskutiert, von den Arbeits-
bedingungen in der Lieferkette über Umweltschutz bis hin 
zum gesellschaftlichen Engagement. Diverse soziale Normen 
erfassen Teilaspekte aus dem Bereich der gesellschaftlichen 
Verantwortung wie bspw. die international verbreitete Nor-
menreihe ISO 14000 als Standard für betriebliches Umwelt-
management oder der von der Social Accountability Inter-
national (SAI) ins Leben gerufene SA8000. Daneben gibt es 
eine Reihe von Regelwerken, welche die Förderung nachhal-
tigen und verantwortungsbewussten Wirtschaftens im All- 
gemeinen adressieren (bspw. UN Global, OECD Richtlinien,  
ILO Kernarbeitsnormen und ISO 26000).

Beklagt wird, dass sich angesichts der Vielzahl an vorhan-
denen Standardisierungsinitiativen die relevanten Ent-
scheidungsträger hinsichtlich der Implementierung eines 
geeigneten CSR-Standards nur schwer zurechtfinden. Trotz 
Bemühungen zur Vereinheitlichung und Integration ist zu-
nächst nicht zu erwarten, dass die Anzahl der CSR-Normen 
und Standards sinken und damit die Transparenz und Über-
sichtlichkeit erkennbar zunehmen wird. Gerade im Hinblick auf 
ISO 26000 wird des Weiteren bemängelt, dass Unternehmen 
weiterhin den Umfang an gesellschaftlicher Verantwortung 
nach dem Motto „Pick and Choose“ selbst bestimmen können, 
da diese weder eine Managementnorm noch zertifizierbar ist.

CSR-Aktivitäten sind für externe Transaktionspartner kaum 
bzw. nur schwer beobachtbar, da sich etwa Personal-Manage-
mentpraktiken überwiegend unternehmensintern abspielen. 
Bei Nicht-Zertifizierbarkeit eines Standards kann theoretisch 
jedes Unternehmen bzw. jede Institution behaupten, die da-
mit verbundenen Vorgaben einzuhalten, auch wenn dies fak-
tisch nicht der Fall ist („Greenwashing“).

Das Prüfschema

Das von uns entwickelte Prüfschema dient daher der Vorab-
klärung, ob ein Normungsantrag durch Normungsorganisati-
onen wie dem DIN weiterverfolgt werden soll, weil mit einer 
marktrelevanten, effektiven Norm gerechnet werden kann. Es 
ist im Einklang mit den Grundsätzen der Normungsarbeit des 
DIN, die durch Freiwilligkeit und die Beteiligung aller interes-
sierten Kreise sowie durch das Konsensprinzip gekennzeich-
net ist. Das Prüfschema gliedert sich in eine Abfolge von fünf 
Stufen, die in der Abbildung dargestellt sind.

Stufe 1 (Prüfung der Notwendigkeit): 
Es wird festgestellt, inwieweit eine normfreie Aushandlung 
durch die Marktteilnehmer möglich ist bzw. vom Markt oder 
anderen Autoritäten selbst geregelt werden kann bzw. be-
reits im Gange ist. Zudem ist zu klären, ob sich die anvisierte 
Norm durch eine Einsparung von Transaktionskosten fundie-
ren lässt. Konkret bedeutet dies, die Nachfrage nach der Norm 
abzuschätzen. Ein Ausschlusskriterium ist, wenn rein ethisch-
moralische Gründe die Einhaltung einer Norm begründen, 
während ökonomische Argumente, wie die Reduktion von 
Transaktionskosten, Verringerung von Unsicherheit und von 
beschränkter Rationalität keine oder so gut wie keine Rolle 
spielen.

Stufe 2 (Prüfung der Konsensfähigkeit):
Normung ist eine Form der privaten Selbstregulierung, wobei 
ein Konsens für die Umsetzung unabdingbar ist. Es muss ab-
geschätzt werden, ob die Umsetzung des Normvorhabens all-
gemein wünschenswert ist und dem Anwenderkreis Anleitung 
hinsichtlich des Themengebiets bietet. Auch ist zu prüfen, 
inwieweit die betroffenen Interessengruppen konsensfähig 
hinsichtlich des Normungsantrags sind. Das ist umso eher der 
Fall, wenn eine faire Aufteilung der zu erwartenden Kosten 
und Nutzen zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen In-
teressengruppen möglich ist. Bei stark heterogenen Präferen-
zen ist eine flächendeckende Durchsetzung nicht zu erwarten.

Stufe 3 (Prüfung der Verhältnismäßigkeit):
Es wird geprüft, ob die Vorteile der Norm in einem vertret-
baren Verhältnis zu den Kosten der Normung stehen, wobei 
auch zu prüfen ist, inwieweit die Normung anwendbar bzw. 
überprüfbar oder glaubhaft ist. Sodann ist einzuschätzen, ob 
die ausgearbeitete Norm adäquat auf wandelnde Rahmenbe-
dingungen und „besondere“ Situationen reagieren kann. Es 
sollte folglich möglich sein, neue Entwicklungen in die Norm 
zu implementieren bzw. sie zu berücksichtigen. Sind diese 
Kriterien der Verhältnismäßigkeit grob verletzt, so ist die 
Notwendigkeit zur Normung höchst fraglich, und der Antrag 
sollte abgelehnt werden.

Stufe 4 (Prüfung der Zuständigkeit):
Es wird die Zuständigkeit für die Normung zum Antragsthema 
geklärt. Eignet sich das Thema zur Normung auf nationaler 
Ebene durch das DIN? Bei internationalem oder europäischem 
Interesse an dem Normungsthema ist der Antrag an die  
jeweilige internationale oder europäische Institution weiter-
zureichen. Zudem ist hier zu klären, inwieweit dies einen 
Eingriff der ISO in Gebiete anderer internationaler Regel- 
setzer, wie bspw. UN oder ILO darstellt. Ist die beantragte 
Norm nicht als originäre Aufgabe von DIN einzuschätzen, 
sollte der Antrag an die zuständige Institution weiterge-
reicht werden.

1. Prüfung der Notwendigkeit

Normfreie Aushandlung durch Marktteilnehmer möglich?

Senkung der Transaktionskosten/Bedarf

Ethische vs. ökonomische Gründe für die Einhaltung der Norm

2. Prüfung der Konsensfähigkeit

Umsetzung mittels Leitfaden wünschenswert?

Fairness der zu erwartenden Kosten-Nutzen-Verteilung  
unter den Stakeholdern

Divergierende Interessenvielfalt

Konflikt mit bestender Normung/Gesetzgebung?

Konsensfähiger Entwurf noch normierbar?

3. Prüfung der Verhältnismäßigkeit

5. Prüfung der Verifizierbarkeit

Dynamische Kompatibilität?

Verifizierbarkeit

Finanzierbarkeit/Anwendbarkeit?

4. Prüfung der Zuständigkeit

Aufgaben/Kompetenzbereich der Normung

Anpassung an gesetzliche Rahmenbedingungen möglich?

Vereinbarkeit mit weiteren Normungszielen

FuE- innovationsfördernd

Auswirkung auf den Wettbewerb

Glaubwürdigkeit

Effektivität

Annahme des Antrags

Aufnahme der Normungsarbeit

ABLEHNEN

ABLEHNEN

ABLEHNEN

ÜBERGEBEN

ABWÄGEN

Verweis auf andere Akteure 
(ILO, UNO, etc.)

ANTRAG



Dieser Kommentar ist in etwas abgewandelter Form auch in Wirtschaft und Wettbewerb 9/2015 erschienen.
1  Übersetzung aus dem Englischen. Der Originaltext der Rede findet sich unter: http://ec.europa.eu/commission/2014-2019/vestager/announcements/competition-mother-invention_en
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Wie Fusionen Innovations- 
anreize beeinflussen
Die Fusionskontrolle ist neben der Missbrauchsaufsicht und dem Kartellverbot das dritte Stand-
bein des Kartellrechts. Wenn Zusammenschlüsse drohen, wirksamen Wettbewerb auf einem 
Markt erheblich zu beeinträchtigen, so werden die Fusionen vom Bundeskartellamt oder der 
Europäischen Kommission untersagt. Die Abschätzung der Wettbewerbseffekte basiert auf 
der Betrachtung der Marktanteile und der erwarteten Auswirkungen auf Preise und Mengen,  
welche sich auf Grund von erhöhter Marktmacht und möglichen Effizienzgewinnen ergeben. Wie 
Fusionen die Innovationsanreize von Unternehmen beeinflussen, spielt bisher in der Fusions-
kontrolle nur eine untergeordnete Rolle. Dies könnte sich jedoch ändern, denn die Europäische 
Kommissarin für Wettbewerb, Margrethe Vestager, hat im April diesen Jahres darauf verwiesen, 
dass die Auswirkungen auf Innovationen in der Fusionskontrolle zukünftig höheres Gewicht 
bekommen sollen. 

Konkret sagte Kommissarin Vestager, dass eine der einfachs-
ten Strategien zur Abwehr innovativer Konkurrenten darin  
besteht, diese aufzukaufen. „Deswegen betrachten wir nicht 
nur die preislichen Auswirkungen von Fusionen, sondern fra-
gen uns auch, ob sie schlecht für Innovationen sind. Im letzten 
Jahr haben wir den Zusammenschluss von Pfizer und Hospira 
erst freigegeben, nachdem sich Pfizer bereiterklärt hat, die 
europäischen Rechte an dem Arthritismedikament, das es ge-
rade entwickelt, zu veräußern. Unsere Befürchtung bestand 
darin, dass Hospira schon ein konkurrierendes Präparat auf 
dem Markt hatte und Pfizer sonst die eigenen Forschungs-
anstrengungen in diesem Bereich eingestellt hätte. Dies hätte 
weniger Innovationen bedeutet, von denen wir als Patienten 
alle abhängen”, so die Kommissarin.1

In der ökonomischen Fachliteratur ist die Frage, wie Fusionen 
die Innovationsanreize von Unternehmen beeinflussen, bisher 
wenig untersucht worden. Zwar gibt es durchaus – theore-
tische und empirische – Literatur zum Zusammenhang von 
Marktstruktur und Innovationsanreizen im Allgemeinen, aber 
wie sich nach konkreten Fusionen die Innovationsaktivitä-
ten auf einem Markt verändern, ist bisher nur unzureichend 
analysiert worden. Die Literatur zum Zusammenhang von 
Marktstruktur und Innovationen ist zudem ambivalent, so-
wohl hinsichtlich der theoretischen als auch der empirischen 
Befunde. Während die frühe Theorie davon ausging, dass mehr 
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Wettbewerb immer auch mehr Innovationsanreize generiert 
(weil Unternehmen mit hohen Marktanteilen durch weitere 
Innovationen kaum Marktanteile hinzugewinnen können), 
kommen jüngere Studien zu dem Ergebnis, dass auch das 
Umgekehrte gelten kann: Unternehmen mit hohen Markt- 
anteilen haben viel zu verlieren, wenn sie von einem Wett- 
bewerber überholt werden und haben daher einen Anreiz,  
besonders innovativ zu sein. Zudem kann ein hoher Markt-
anteil notwendig sein, damit sich die hohen Entwicklungs-
kosten für neue oder verbesserte Produkte auf Grund einer 
großen Produktionsmenge rentieren. Aus theoretischer Sicht 
ist der Zusammenhang zwischen Wettbewerb und Innova- 
tion daher nicht eindeutig; die Frage kann letztendlich nur em-
pirisch beantwortet werden. Leider ist auch die bestehende 
empirische Literatur bisher nur bedingt aufschlussreich, da 
die bisherigen Befunde zur Beziehung zwischen Marktstruk-
tur und Innovationsintensität gemischt sind. Dies mag auch 
daran liegen, dass die bisherigen Studien keine echte Marktab-
grenzung im kartellrechtlichen Sinne vornehmen, sondern die 
Entwicklung von Branchen im Zeitablauf betrachten und/
oder zwischen verschiedenen Ländern vergleichen. Speziell 
zur Frage, wie Fusionen die Innovationsaktivitäten auf einem 
Markt beeinflussen, existiert nur eine sehr überschaubare  
Literatur. Diese betrachtet zudem ausschließlich, wie sich die 
Innovationstätigkeit der fusionierenden Unternehmen verän-
dert. Die Innovationstätigkeit anderer Marktteilnehmer, die in-
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Eine effiziente Nutzung von Ressourcen ist aus ökolo-
gischen und ökonomischen Gründen wichtig. Dies gilt in 
besonderem Maße für uns in Deutschland. Zum einen ist 
unser Land rohstoffarm, zum anderen ist die Industrie be-
sonders wichtig für die deutsche Wirtschaft. Daher ist die 
effiziente Verwertung von Schrott von hoher Bedeutung 
für die deutsche Volkswirtschaft. Ein Garant für Effizienz 
ist typischerweise der Wettbewerb.

Im bestehenden Ordnungsrahmen für den Handel und 
die Nutzung von Sekundärrohstoffen besteht jedoch 
eine systematische Benachteiligung privatwirtschaft- 
licher Unternehmen. So wurde mit dem am 1. Juni 2012 in 
Kraft getretenen Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vor 
allem die Rolle der kommunalen Entsorger – zum Nachteil 
der privaten gewerblichen Sammler – gestärkt. Eines der 
Kernprobleme des KrWG besteht dabei in der sogenannten 
Trippelfunktion der Kommunen, die nicht nur als Nachfra-
ger nach Entsorgungsleistungen auftreten, sondern mit 
kommunalen Unternehmen oder Eigenbetrieben auch als 
Anbieter auf der Erfassungsebene agieren. Und drittens 
sind Kommunen als untere Abfallbehörde auch die Kontrol-
linstanz für Ausschreibungen. Aufgrund dieser Trippelfunk-
tion können öffentlich-rechtliche Entsorger als Nachfrager 
von Entsorgungsleistungen ohne jegliche Ausschreibung 
eigene Unternehmen mit der Erfassung beauftragen (In-
house-Vergabe). Mehr noch: Dadurch, dass die Kommunen 
ebenfalls die unteren Abfallaufsichtsbehörden besetzen, 
entsteht eine wettbewerblich bedenkliche Verknüpfung 
von unternehmerischen Interessen und Kontrollinstanzen. 

Zudem soll privaten Unternehmen nach dem KrWG nur dann 
eine Genehmigung zum Wertstoffsammeln erteilt werden, 
wenn dem keine öffentlichen Interessen entgegenstehen. 
Auch weiterhin müssen private Unternehmen „wesentlich 
leistungsfähiger“ sein als die kommunale Konkurrenz. So 
wird faktisch verhindert, dass ein privates Entsorgungsunter-
nehmen gegen den Willen einer Kommune Wertstoffe sam-
meln und recyceln kann. Als unmittelbare Folge werden nicht 
nur die Konsumenten (z.B. durch überhöhte Müllgebühren) 
benachteiligt, sondern auch der Wettbewerb ausgebremst.

Nach der Reform des Kreislaufwirtschaftsgesetzes hat die 
Bundesregierung die Einführung einer einheitlichen Wert-
stofferfassung angekündigt. Künftig sollen Haushalte Ver-

packungen und sonstige Abfälle aus den gleichen Materialien 
gemeinsam in einer einheitlichen Wertstofftonne entsorgen 
können. Der Arbeitsentwurf für das Gesetz birgt jedoch 
vor allem Nachteile für private Unternehmen der Metall- 
schrottbranche. Bisher erfolgt die Erfassung zumeist in pri-
vaten Organisationen. Private Unternehmen und kommunale 
Anbieter wie z. B. Wertstoffhöfe stehen in direktem Wett-
bewerb um den Metallschrott von Abfallerzeugern. Mit der 
Einführung der Wertstofftonne wird der Wettbewerb um 
Metallabfälle beeinträchtigt, insbesondere wenn die Organi-
sationsverantwortung auf die Kommunen übertragen wird. 
Dann nämlich dürften Kommunen, welche die Restmüllver-
sorgung durch eigene Unternehmen durchführen lassen, 
auch die Wertstoffsammlung mittels einer Inhouse-Vergabe 
an eigene Unternehmen übertragen. Ein funktionierender 
Wettbewerb wäre dann nicht mehr gegeben.

Eine in diesem Kontext vom DICE durchgeführte Marktstruk-
turanalyse der Restmüllerfassung zeigt, dass der Markt- 
anteil kommunaler Entsorger im Restmüllbereich schon 
heute auf etwa 60 % angewachsen ist. Da die Kommunen 
bereits die Verantwortung für die Restmüllerfassung tragen, 
geben die Ergebnisse der Analyse einen Hinweis darauf, 
wie die wettbewerbliche Struktur einer Wertstoffsamm-
lung in kommunaler Hand aussehen könnte. So wird es zu 
einer Verdrängung kleinerer und mittlerer privater Unter- 
nehmen im Bereich der Metallschrottsammlung kom-
men. Die bereits bestehenden wettbewerblichen Miss-
stände in der Abfallwirtschaft werden durch das Wert- 
stoffgesetz weiter verschärft. Ein funktionierendes markt-
wirtschaftliches System wird ohne Hinweise auf ein Markt-
versagen aufgegeben, umstrukturiert und in eine einheit-
liche Wertstoffsammlung gezwängt.

Die bisherige Sammlungsstruktur sollte nicht ohne Not 
aufgegeben werden. Stattdessen sollten Wertstofftonne 
und private gewerbliche Sammlung koexistieren können. 
Nur Wettbewerb führt zu einer effizienteren Entsorgung 
von Metallabfällen und Bereitstellung von Sekundärroh-
stoffen. Die Trippelfunktion der Kommunen sollte aufgeho-
ben, mindestens aber eine Trennung zwischen Aufsichts-
behörde und unternehmerischer Betätigung hergestellt 
werden. Nur so kann eine strukturelle Benachteiligung 
langfristig vermieden und der nötige Wettbewerb bewahrt 
werden. __ Dr. Susanne Thorwarth

Alles Schrott: Wertstoffgesetz 
behindert den Wettbewerb
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direkt aufgrund der veränderten Wettbewerbssituation von der 
Fusion betroffen sind, wurde bislang noch gar nicht betrachtet. 
Dies mag überraschen, liegt allerdings daran, dass eine solche 
Analyse eine sehr umfangreiche Datenbasis benötigt, welche 
eine exakte Marktabgrenzung sowie eine sehr sorgfältige Zu-
ordnung von Innovationsindikatoren und anderen Variablen zu 
den relevanten Unternehmen voraussetzt.

Genau hier setzt nun unsere Studie an, in der wir anhand von 
65 Fusionsfällen in der pharmazeutischen Industrie aus den 
Jahren 1990 – 2007 untersucht haben, wie sich die Innovati-
onsaktivitäten nicht nur der fusionierten Unternehmen nach 
dem Zusammenschluss verändert haben, sondern auch die 
Innovationen der Wettbewerber. Grundlage für die Identifi-
kation der relevanten Wettbewerber waren die Fallberichte 
der Europäischen Kommission, in denen die Wettbewerber 
genannt wurden. Unserer Analyse liegt somit – im Gegensatz 
zu bisherigen Studien, die auf Branchenebene arbeiten – eine 
kartellrechtliche Marktabgrenzung zugrunde. 

Innovationsaktivitäten wurden in der Studie sowohl durch an-
gemeldete Patente als auch durch Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung gemessen. Verglichen wurden nicht nur 
Innovationsaktivitäten vor und nach der jeweiligen Fusion, 
sondern auch wie sich diese im Vergleich zu Unternehmen 
mit ähnlichen Charakteristika auf Märkten für andere phar-
mazeutische Produkte mit ähnlicher Marktstruktur in dem 
betroffenen Zeitraum entwickelt haben. 

Die Ergebnisse sind ernüchternd: Nicht nur in den 65 unter-
suchten fusionierten Unternehmen gehen die Innovationsan-
strengungen nach der Fusion im Durchschnitt zurück, auch bei 
den über 300 von der Europäischen Kommission in den Fusi-
onskontrollverfahren identifizierten Wettbewerbern ließen die 
Innovationsanstrengungen nach. Abbildung 1 zeigt die Entwick-
lung der Patentanmeldungen von Unternehmen, die von einer 
Fusion direkt oder indirekt betroffen waren, im Verhältnis zu 
einer Vergleichsgruppe von Unternehmen in Märkten ohne  
Fusionsaktivität. Unseren Analysen zufolge führt ein Nachlas-
sen der Innovationsanstrengungen beim fusionierten Unter-
nehmen dazu, dass auch die nicht an der Fusion beteiligten 
Konkurrenten weniger Innovationsanstrengungen unterneh-
men. Der Innovationswettbewerb leidet somit insgesamt und 
verliert an Dynamik. Unseren Analysen zufolge fahren die 
Wettbewerber des fusionierten Unternehmens ihre Innovati-
onsbudgets in den vier Jahren nach einer Fusion um rund 20 % 
zurück, sowohl absolut betrachtet als auch relativ zu vergleich-
baren Unternehmen auf Märkten, auf denen keine Fusion statt- 
gefunden hat. Diese Auswirkungen auf die Innovationsanstren-
gungen der pharmazeutischen Industrie scheinen also ganz er-
heblich zu sein – zu erheblich jedenfalls, um ignoriert zu werden.

Wie lassen sich diese Ergebnisse erklären? In den Fusionen unse-
rer Stichprobe beobachten wir, dass häufig Unternehmen über-
nommen werden, die ein ähnliches Technologieportfolio wie das 
Käuferunternehmen aufweisen. Diese Fusionen können daher 
potenziell Wettbewerber um neue Wirkstoffe und die Entwick-
lung neuer Medikamente eliminieren. Wenn nicht-fusionierende 
Wettbewerber in ähnlichen Technologiefeldern aktiv sind, wer-
den ihre Innovationsanreize durch eine ähnliche Reduktion des 
Wettbewerbs beeinflusst. Interessanterweise zeigen unsere 
Ergebnisse, dass die größten Effekte von Fusionen auf Inno-
vationen in Märkten mit hoher Forschungsintensität auftreten. 
Zudem treten negative Effekte selbst dann auf, wenn relativ 
kleine Zielunternehmen aufgekauft werden. Innovationsanreize 
können also auch durch Fusionen zurückgehen, bei denen relativ 
geringe Bedenken bezüglich kurzfristiger Preiseffekte bestehen.

Für die praktische Kartellrechtsdurchsetzung haben diese Be-
funde drei Implikationen: Erstens liegt Kommissarin Vestager 
richtig, wenn sie darauf drängt, die möglichen Innovations-
wirkungen in der Fusionskontrolle stärker zu berücksichtigen. 
Zweitens sollten Wettbewerbsbehörden vorsichtig sein, eine 
Vermeidung von parallelen Forschungsanstrengungen (und 
daraus resultierende Kosteneinsparungen) als Effizienzvertei-
digung anzuerkennen, da zugleich negative Anreizwirkungen 
im gesamten relevanten Markt möglich sind. Und drittens 
dürfte bei einer isolierten Betrachtung, wie sich die Innova-
tionsaktivitäten beim fusionierten Unternehmen ändern, ein 
großer Teil der Auswirkungen gar nicht erfasst werden. Diese 
resultieren nämlich aus den Abstrahleffekten auf die Konkur-
renz.__ Prof. Dr. Justus Haucap & Prof. Dr. Joel Stiebale
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4. Düsseldorfer Forum Ordnungs-
politik: „Digitalisierung und  
Wettbewerb“
 
Am 17. Februar 2016 fand in Kooperation mit der IHK Düs-
seldorf das vierte Düsseldorfer Forum Ordnungspolitik 
statt, diesmal unter dem Oberthema „Digitalisierung und 
Wettbewerb“. Zu den hochkarätigen Rednern aus Wirt-
schaft und Wissenschaft gehörten neben Keynote-Sprecher  
Philipp Justus (Vizepräsident Google Deutschland, Öster- 
reich und Schweiz) Prof. Dr. Ralf Dewenter (Helmut-Schmidt-
Universität Hamburg und früher DICE), Dr. Carsten Grave  
(Linklaters, Düsseldorf), Dr. Stephan Korehnke (Vodafone, 
Düsseldorf) sowie Prof. Dr. Justus Haucap (DICE).

Aus verschiedenen Perspektiven widmeten sich die Vorträge 
der Frage „Sind Daten das Öl des 21. Jahrhunderts?“ und ob 
das heutige Wettbewerbsrecht den Anforderungen der digi-
talen Welt gewachsen ist. Hier war der Tenor, dass bestehen-
des Wettbewerbsrecht nicht auf grundsätzliche Fragen des 
Datenschutzes angewendet werden kann. Vielmehr seien 
ökonomisch fundierte Datenschutzrichtlinien essenziell für 

eine zukunftssichere Gestaltung der Digitalisierung. Um einen 
belastbaren Rechtsrahmen für neue Technologien und Märkte 
zu entwickeln, sei ein verstärkter ökonomisch und juristisch 
geprägter Dialog vonnöten.  

Philipp Justus (Google) stellte in seiner Keynote-Ansprache 
heraus, dass Konsumentendaten zwar eine zunehmend wich-
tige Ressource seien, im Prozess der Digitalisierung aller-
dings keine Marktzutrittsbarriere darstellen. Die Fähigkeit 
eines Unternehmens, diese Daten zu verarbeiten und inno-
vative Dienste und neue Geschäftsmodelle zu entwickeln, 
sei der entscheidende Faktor für etablierte und junge „Start-
Up“-Unternehmen, um von der Digitalisierung zu profitieren. 
Darüber hinaus betonte Philipp Justus die Bedeutung eines 
fairen Wettbewerbs zur Entwicklung von neuen Geschäfts-
modellen im Rahmen von „Big Data“. Hierfür sei ein „Level 
Playing Field“ und somit eine einheitliche Rechtsgrundlage 
im Bereich des Datenschutzes vor allem zwischen dem eu-
ropäischen und amerikanischen Wirtschaftsraum unerläss-
lich. Sein Schlusswort, dass im Gestaltungsprozess der Digi- 
talisierung alle Interessensgruppen berücksichtigt werden 
müssen, sodass vom technologischen Fortschritt die gesamte 
Gesellschaft profitiert, fand unter den Teilnehmern rege Zu-
stimmung. __ Niklas Fourberg

Prof. Dr. Justus Haucap, Prof. Dr. Ralf Dewenter, Philipp Justus (Google), Dr. Carsten Grave (Linklaters), 
Dr. Stephan Korehnke (Vodafone) und Klaus Zimmermann (IHK Düsseldorf), Foto: IHK Düsseldorf.

THEMA

Abbildung 1: Veränderung des Wachstums der Patentanmeldungen 
relativ zur Vergleichsgruppe vor und nach einer Fusion
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AKTUELLES & PERSONELLES
Prof. Dr. Joel Stiebale ist seit Januar 2016 Teil des von der 
Leibniz-Gemeinschaft geförderten Forschungsprojektes  
„Fluktuation von Arbeitskräften, Match Qualität und Pro- 
duktivität – Evidenz auf Basis europäischer Mikrodaten“.  
Zusammen mit dem Rheinisch-Westfälischen Institut für 
Wirtschaftsforschung (RWI), Institut für Weltwirtschaft 
(IfW) und den Universitäten Aarhus und Prag untersucht er 
inter- und intraregionale Auswirkungen von Arbeitsmobilität 
in zahlreichen europäischen Ländern. Das Forschungsprojekt 
hat eine Laufzeit von zwei Jahren.

Dr. Gordon Klein ist zum 1. April 2016 zur Westfälischen  
Wilhelms-Universität in Münster gewechselt und hat dort die  
Juniorprofessur für Volkswirtschaftslehre insb. Regulierungs- 
und Industrieökonomik übernommen. Das DICE gratuliert herz-
lich und freut sich, dass Herr Dr. Klein im Rahmen einer Ko-
operationspartnerschaft dem DICE weiterhin verbunden bleibt.

Dr. Veit Böckers hat ebenso das DICE verlassen. Er hat zum  
1. Mai 2016 eine Stelle als Economist bei der Beratungsge-
sellschaft Competition Economists Group (CEG) angetreten. 
An den Standorten London und Düsseldorf wird er an Projek-
ten im Bereich Regulierung und Wettbewerb, insbesondere  
Fusionen und Kartelle, tätig. Auch ihm wünschen wir viel 
Glück und Erfolg an seiner neuen Wirkungsstätte.

PD Dr. Ulrich Heimeshoff wurde am 1. Januar 2016 zum Studi-
endekan der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der HHU 
gewählt. Er tritt die Nachfolge von Prof. Dr. Albrecht F. Michler 
an, der dieses Amt zwei Jahre bekleidet hat. Wir wünschen 
Ulrich Heimeshoff auch in dieser Funktion viel Erfolg.

Prof. Dr. Alexander Rasch und Prof. Dr. Joel Stiebale wurden 
im März 2016 als neue Mitglieder in den industrieökonomi-
schen Ausschuss des Vereins für Socialpolitik aufgenommen. 
In diesem fördern sie den thematischen Diskurs in ihrem 
Fachgebiet und tragen somit zur Forschungstätigkeit der 
größten ökonomischen Vereinigung im deutschsprachigen 
Raum bei.

Prof. Paul Heidhues, Ph.D., bisher tätig an der European 
School of Management and Technology (ESMT) in Berlin, hat 
den Ruf auf die erste der beiden neuen Stiftungsprofessuren 
im Bereich „Wettbewerb und Verhaltensökonomie“ ange-
nommen. Professor Heidhues wird im Oktober 2016 ans DICE 
wechseln.

Dr. Thu-Van Nguyen hat am 20. Januar 2016 ihre Promotion 
„Change and Choice of Nursing Home Quality and Health Insu-
rance: Three Essays in Applied Health Economics“ am DICE ab-
geschlossen. In ihrer von Jun.-Prof. Dr. Annika Herr und Prof. Dr. 
John P. Haisken-DeNew (University of Melbourne) betreuten 
Arbeit analysiert Frau Dr. Nguyen den deutschen Pflege- und 
Krankenversicherungsmarkt. Dabei untersucht sie empirisch 
die Effekte von Regulierungs- und Verhaltensänderungen auf 
die Pflegequalität bzw. auf die subjektive Gesundheit. Frau 
Dr. Nguyen arbeitet inzwischen als Projektleiterin und Leite-
rin des Forschungsdatenzentrums der Wissenschaftsstatistik 
des Stifterverbands in Essen. Das DICE wünscht ihr viel Erfolg 
an ihrer neuen Wirkungsstätte.

Prof. Dr. Justus Haucap wurde im November zum Vorsit-
zenden des wissenschaftlichen Beirats des Forschungs- 
instituts für Wirtschaftsverfassung und Wettbewerb e.V.  
(FIW) gewählt. Das FIW ist ein Forum für wettbewerbs- 
politische Themen im nationalen, europäischen und internati-
onalen Kontext und hat sich der Förderung von Wissenschaft 
und Forschung auf den Gebieten der Wirtschaftsverfassung, 
der Wettbewerbsordnung sowie des Wettbewerbsrechts  
verschrieben. Weitere Informationen unter: 

 www-fiw-online.de

Prof. Dr. Justus Haucap wurde am 26. Januar 2016 zum stell-
vertretenden Vorsitzenden des Wissenschaftlichen Arbeits- 
kreises für Regulierungsfragen (WAR) der Bundesnetz- 
agentur gewählt. Ebenfalls wurde er im März 2016 zum 
stellvertretenden Vorsitzenden des Beirats für Handel und  
Verbraucherschutz der Gesellschaft zum Studium struktur-
politischer Fragen e.V. („Strukturgesellschaft“) gewählt.


